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I. Vollstationärer Bereich 
 
1. Projekt „Pflegebedarf im Saarland – PiSaar“ - Abschlussbericht 
 
Im Sommer 2011 startete die Saarländische Pflegegesellschaft (SPG) gemeinsam mit der 
Philosophisch-Theologischen Hochschule Vallendar (PTHV) das Projekt „Pflegebedarf im 
Saarland – PiSaar“; Ziel des Projektes war es, diejenigen Faktoren zu ermitteln, die den 
tatsächlichen Pflegeaufwand erklären. Konkret wurde in 62 Einrichtungen bei insgesamt 
4.861 Bewohnern über einen Zeitraum von 48 Stunden der tatsächliche Pflegeaufwand 
gemessen und von der PTHV nach mathematisch-statistischen Methoden ausgewertet. 
 
Nachdem die Zwischenergebnisse des Projektes bereits am 27. November 2012 der 
Fachöffentlichkeit vorgestellt wurden, konnte im Frühjahr 2013 der Abschlussbericht 
veröffentlicht werden. Eine wesentliche Erkenntnis der PiSaar-Studie ist die Tatsache, dass 
die Pflegestufen des SGB XI lediglich 29 % des Aufwands für Pflege und Betreuung 
erklären und somit als Bezugsgröße für die Personalschlüsselbemessung weitestgehend 
ungeeignet sind. 
 
Ergänzend zur Veröffentlichung des Abschlussberichts hat die PTHV in verbandsweise 
durchgeführten Workshops mit den teilnehmenden Einrichtungen eine Auswertung der 
Einzelergebnisse vorgenommen; hiermit verbunden war das Aufzeigen des aus dem von 
der PTHV entwickelten „PiSaar-Modells“ resultierenden Optimierungspotentials.  
 
 
2. Vorbereitung der Verhandlungen über eine Weiterentwicklung des 

Rahmenvertrages gemäß § 75 SGB XI – insbesondere: Umsetzung der 
zweiten Stufe der Personalschlüsselverbesserung 

 
Der zwischen der SPG und den Kostenträgern mit Wirkung zum 01. Januar 2011 abge-
schlossene Rahmenvertrag gemäß § 75 SGB XI über die Leistungen der Vollstationären 
Pflege gemäß § 43 SGB XI sieht eine Verbesserung der Mindest-Personalanhaltszahlen um 
durchschnittlich 5 % bis spätestens 31. Dezember 2013 vor. Da die SPG in den Verhand-
lungen der Jahre 2009/10 eine Erhöhung der Personalanhaltszahlen um 16 % begründet 
und gefordert hatte, verständigten sich die Verhandlungspartner darauf, im Laufe des Jahres 
2013 in Verhandlungen über die zweite Stufe der Personalschlüsselverbesserung 
einzutreten.  
 
Entsprechend dieses Vereinbarungsstandes hat die SPG mit Datum vom 28. August 2013 
den Rahmenvertrag  gemäß § 75 SGB XI über die Leistungen der Vollstationären Pflege 
gemäß § 43 SGB XI gekündigt und zu Neuverhandlungen aufgefordert. Zur inhaltlichen 
Vorbereitung der Verhandlungen legte die SPG die Ergebnisse der PiSaar-Studie zugrunde, 
wonach die Pflegestufen des SGB XI weniger als 30 % des tatsächlichen Pflegeaufwands 
erklären und insofern keinen geeigneten Maßstab zur Bemessung der Personalschlüssel 
bilden können. Alternativ zum bisher vereinbarten System der pflegestufenabhängigen 
Personalbemessung hat die SPG daher das Konzept eines pflegestufenunabhängigen 
„Over-All-Schlüssels“ entwickelt und den Kostenträgern vorgeschlagen. Vor dem 
Hintergrund der Tatsache, dass die SPG in den Verhandlungen des Jahres 2009/10 anstelle 
der geforderten 16 %igen Personalschlüsselverbesserung im Rahmen der 
kompromissweisen Einigung zunächst eine Verbesserung der Personalschlüssel um 5 % 
akzeptiert hatte, forderte die SPG nunmehr eine Personalschlüsselverbesserung um 11 %. 
Konkret bedeutet dies einen pflegestufen-unabhängigen Over-All-Schlüssel in Höhe von 
zunächst 1 : 2,92 sowie eine stufenweise Verbesserung auf 1 : 2,63 im Rahmen eines 
dreijährigen Übergangszeitraums. 
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Im Zuge der Neuverhandlungen des Rahmenvertrags wird die SPG neben der Forderung 
nach einer Verbesserung der Mindest-Personalanhaltszahlen auch den aus ihrer Sicht 
darüber hinausgehenden Regelungsbedarf gegenüber den Kostenträgern thematisieren; den 
Kostenträgern wurde ein diesbezügliches „Forderungspapier“ der SPG vorgelegt.  
 
Die erste Verhandlungsrunde wurde auf den 09. Januar 2014 terminiert; Ziel der SPG ist es, 
bis April 2014 die Verhandlungen zum Abschluss gebracht zu haben. 
 
 
3. Verbesserung der ärztlichen Versorgung in Stationären Altenhilfeeinrich-

tungen  
 
Bereits im Jahr 2012 fanden Gespräche zwischen der SPG und der KV Saarland über ein 
Modell regionaler Ärzteverbundsysteme statt. Aus Sicht der SPG besteht in der Problematik 
der Verbesserung der haus- sowie fachärztlichen Versorgung der Bewohner Stationärer 
Altenhilfeeinrichtungen dringender Regelungsbedarf: Zwar existierten diesbezügliche 
Initiativen einzelner Kassenarten mit einzelnen Trägern; nach Überzeugung der SPG kann 
eine Lösung des Problems jedoch nur in einer kassenübergreifenden einheitlichen 
Verfahrensregelung auf der Ebene der SPG liegen. 
 
Nachdem der von der KV wiederholt angekündigte Mustervertrag für eine Zusammenarbeit 
zwischen Ärzten und Stationären Altenhilfeeinrichtungen auch im Jahr 2013 noch immer 
nicht vorlag, hat die SPG einen eigenen Vorschlag entwickelt, welcher der KV als 
Diskussionsgrundlage vorgestellt werden soll. 
 
 
4. Vergütungsverfahren für das Jahr 2014 
 
Wie bereits in den Vorjahren so konnte sich die SPG auch für den Pflegesatzzeitraum 2014 
mit den Kostenträgern auf das verwaltungseffiziente Verfahren der „Gebündelten Einzel-
verhandlungen“ verständigen. In der Mehrzahl der Fälle wurde eine lineare Erhöhung der 
Entgelte für Pflege und Betreuung sowie Unterkunft und Verpflegung in Höhe von 2,49 % 
vereinbart; hierdurch konnte ein Ausgleich für die zu erwartenden Personal- und Sach-
kostensteigerungen des Jahres 2014 geschaffen werden. 
 
An dem Verfahren der „Gebündelten Einzelverhandlungen“ haben sich für den Pflegesatz-
zeitraum 2014 erneut ca. 90 % der von der SPG vertretenen Stationären Altenhilfeeinrich-
tungen beteiligt; die Entgelte derjenigen Einrichtungen, welche darüber hinaus strukturelle 
Veränderungen geltend gemacht haben, wurden auf dem Weg der „echten 
Einzelverhandlungen“ vereinbart. 
 
 
5. Projekt „Reduzierung freiheitsentziehender Maßnahmen in Stationären 

Altenhilfeeinrichtungen“ 
 
Im Jahr 2013 initiierte das Ministerium gemeinsam mit der HTW sowie der SPG das Projekt 
„Reduzierung freiheitsentziehender Maßnahmen in Stationären Altenhilfeeinrichtungen“. Ziel 
des Projektes ist es, die Mitarbeiter/innen der Stationären Altenhilfeeinrichtungen im Umgang 
mit freiheitsentziehenden Maßnahmen zu sensibilisieren.  
 
Am 25. September 2013 fand die zentrale Auftaktveranstaltung statt; in der Folge hat die 
HTW gemeinsam mit der SPG landkreisbezogene dezentrale Schulungen der 
Mitarbeiter/innen durchgeführt.  
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Da die dezentralen Schulungen auf überwiegend positive Resonanz gestoßen sind, wird das 
Projekt im ersten Halbjahr 2014 fortgesetzt. 
 
 

II. Ambulanter Bereich 
 
1. Leistungen der Häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V 
 
Zwischen SPG und Krankenkassen konnte eine lineare Erhöhung der Gebühren für die 
Leistungen der Häuslichen Krankenpflege gemäß § 37 SGB V um 2,49 % mit Wirkung zum 
01. Januar 2014 geltenden werden. Mit dieser linearen Anpassung ist eine weitgehende 
Kompensation der für das Jahr 2014 zu erwartenden Personal- und Sachkostensteigerungen 
möglich. 
 
Nachdem die SPG gegenüber den Krankenkassen bereits seit Jahren einen Wegfall der seit 
dem Jahr 1991 geltenden Ausschlusstatbestände („... nicht abrechenbar neben...“) fordert, 
verständigten sich SPG und Krankenkassen im Jahr 2012 in einem ersten Schritt darauf, im 
Rahmen einer kompromissweisen Einigung den für die Leistung „Medikamentengabe“ 
geltenden Leistungsausschluss auszusetzen; diese Regelung war zunächst befristet bis zum 
31. Dezember 2013 mit dem Vorbehalt einer Überprüfung der Leistungsmengen zum Jahres-
ende durch die Krankenkassen. In den Verhandlungen des Jahres 2013 vereinbarten SPG 
und Krankenkassen nunmehr einen dauerhaften Wegfall der mit der Leistung „Medikamen-
tengabe“ verbundenen Leistungsausschlüsse. Darüber hinaus verständigten sich SPG und 
Kostenträger auf einen Wegfall sämtlicher darüber hinausgehender Ausschlusstatbe-
stände ohne Befristung. Der endgültige, unbefristete Wegfall dieser unter fachlichen 
Gesichtspunkten nicht zu rechtfertigenden Leistungsausschlüsse stellt einen maßgeblichen 
und längst überfälligen Schritt zu Schaffung struktureller Verbesserungen im Preis-
Leistungs-Verzeichnis der Häuslichen Krankenpflege dar.  
 
 
2. Leistungen der Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI 
 
2.1 Rahmenvertrag gemäß § 75 SGB XI über die Leistungen der Häuslichen 

Pflege gemäß § 36 SGB XI 
 
Bereits im Jahr 2012 ist die SPG mit den Kostenträgern in Verhandlungen über eine Weiter-
entwicklung des von der SPG zum 01. Juli 2011 gekündigten Rahmenvertrages gemäß § 75 
SBG XI über die Leistungen der Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI eingetreten. 
Während die Vertragspartner zunächst davon ausgingen, dass die Überarbeitung des 
Rahmenvertrages im ersten Halbjahr 2012 abgeschlossen sein wird, ergab sich durch das 
Inkrafttreten des PNG weitergehender Regelungsbedarf. Vor diesem Hintergrund wurde 
der Abschluss des neuen Rahmenvertrages zunächst solange zurückgestellt, bis eine 
Anpassung an die durch das PNG bewirkten Neuregelungen erfolgt ist.  
 
Nachdem für die durch das PNG notwendig gewordenen Änderungen Vereinbarungen auf 
Landesebene abgeschlossen werden konnten, ist der neue Rahmenvertrag mit Wirkung 
zum 01. August 2013 in Kraft getreten.  
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2.2 Rahmenvereinbarung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI über das 

Vergütungsverfahren für Leistungen der Häuslichen Pflege gemäß § 36 
SGB XI 

 
Im Jahr 2013 traten SPG und Kostenträger in Verhandlungen über eine 
Rahmenvereinbarung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI über das Verfahren von 
Vergütungsverhandlungen für Leistungen der Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI ein. 
Ziel der SPG war es, analog zu dem für den Vollstationären Bereich seit Jahren praktizierten 
Verfahren die Eckpunkte des Vergütungsverfahrens auch für den Ambulanten Bereich für 
alle Beteiligten verbindlich zu regeln. 
 
Die Verhandlungen konnten Ende 2013 abgeschlossen werden; die Vereinbarung ist zum 
01. Januar 2014 in Kraft getreten. 
 
 
2.3 Einführung eines neuen Leistungskomplexes „Pflegerische Betreuungs-

leistungen“ 
 
Nachdem infolge des Inkrafttretens des PNG zum 01. Januar 2013 der Rechtsanspruch 
ambulant versorgter Pflegebedürftiger auf einen neuen Leistungskomplex „Pflegerische 
Betreuungsleistungen“ eingeführt wurde, fanden im Jahr 2013 mehrere Verhandlungsrunden 
mit dem Ziel des Abschlusses einer Vergütungsvereinbarung für diesen neuen Leistungs-
komplex statt. Mit den Kostenträgern konnte zunächst Einvernehmen über den Text einer 
Leistungsbeschreibung hergestellt werden; darüber hinaus wurde Verständigung über eine 
Punktzahl von 720 Punkten für den neuen Leistungskomplex erzielt.  
 
Da einige vom DiCV vertretene Sozialstationen diesem Ergebnis jedoch nicht zugestimmt 
haben, gibt es keine landesweit einheitliche Vergütungsregelung für die neue Leistung 
„Pflegerische Betreuungsleistungen“.  
 
 
2.4 Vereinbarung von Stundenvergütungen als Alternative zur Abrechnung 

nach Leistungskomplexen 
 
Bereits im Jahr 2012 zeichnete sich ab, dass sich die Verhandlungen über eine Umsetzung 
der durch das PNG ab 01. Januar 2013 vorgesehenen Erbringung und Abrechnung von 
Leistungen der Häuslichen Pflege nach Einsatzstunden alternativ zur Erbringung und 
Abrechnung nach Leistungskomplexen außerordentlich schwierig gestaltet. Diese schwierige 
Verhandlungssituation setzte sich auch im Jahr 2013 fort; im Laufe der Verhandlungen 
wurde deutlich, dass als Folge der unterschiedlichen Strukturen der Ambulanten Dienste 
eine landesweit einheitliche Stundenvergütung auf Seiten der SPG nicht darstellbar sein 
wird.  
 
Als Minimalkonsens verständigten sich SPG und Kostenträger schließlich auf ein 
einheitliches Kalkulationsschema, in welchem die preisbildenden vergütungsrelevanten 
Faktoren dokumentiert sind und welches die Grundlage der von den Ambulanten Diensten – 
gegebenenfalls verbandsweise geführten – Einzelverhandlungen bilden soll.  
 
Nach dem aktuellen Informationsstand wurden im Saarland bisher noch keine Verein-
barungen zwischen Pflegekassen/Sozialhilfeträgern und Ambulanten Diensten über eine 
Stundenvergütung auf dieser Grundlage abgeschlossen. 
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2.5 „Vereinfachtes Vergütungsverfahren“ für den Vergütungszeitraum 2014 
 
Wie bereits in den vergangenen Jahren so konnten auch für den Vergütungszeitraum 2014 
die Punktwerte der Leistungen der Häuslichen Pflege gemäß § 36 SGB XI nach dem 
verwaltungseffizienten Verfahren der verbandsweise geführten „Gebündelten Einzel-
verhandlungen“ vereinbart werden. Die unterschiedlichen Strukturen der Ambulanten 
Dienste werden durch unterschiedlich hohe Punktwerte abgebildet; insgesamt gibt es im 
Saarland 45 unterschiedliche Punktwertvereinbarungen mit zum Teil unterschiedlichen 
Laufzeiten.  
 
 

III. Bereich der Kurzzeit- und Teilstationären Pflege 
 
1. Umsetzung des Anspruchs von Gästen der Teilstationären Pflege auf 

zusätzliche Betreuungsleistungen gemäß § 87b SGB XI 
 
Bereits im Jahr 2012 ist die SPG mit den Kostenträgern in Verhandlungen über eine 
Umsetzung des seit dem 01. Januar 2013 bestehenden Anspruchs von Tagespflegegästen 
auf zusätzliche Betreuungsleistungen gemäß § 87b SGB XI eingetreten. Nachdem im Jahr 
2012 eine Verständigung über die Eckpunkte einer Ergänzungsvereinbarung zur Rahmen-
vereinbarung gemäß § 86 Abs. 3 SGB XI über die Vergütungszuschläge für Pflegebedürftige 
mit erheblichem allgemeinen Betreuungsbedarf gemäß § 87b SGB XI erzielt werden konnte, 
ist die Ergänzungsvereinbarung schließlich mit Wirkung zum 01. Mai 2013 in Kraft 
getreten. Konkret wird mit dieser Ergänzungsvereinbarung ein von den Tagespflege-
einrichtungen abrechenbarer Betreuungsbetrag in Höhe von pflegetäglich 5,25 € sowie das 
Abrechnungs- und Nachweisverfahren geregelt.  
 
 
2. Einheitliches Kalkulationsschema für das Vergütungsverfahren in 

Einrichtungen der Kurzzeit- und Teilstationären Pflege 
 
In der Vergangenheit wurden die Verhandlungen zwischen den Einrichtungsträgern und den 
Kostenträgern über die Entgelte in der Kurzzeit- sowie Teilstationären Pflege ohne 
abgestimmte Kalkulationsgrundlage geführt. In einigen Fällen kam hilfsweise das für den 
Vollstationären Bereich vereinbarte Kalkulationsschema zur Anwendung; in diesem Schema 
finden jedoch die spezifischen Besonderheiten der Einrichtungen der Kurzzeit- sowie 
Teilstationären Pflege keine Berücksichtigung, sodass seitens der SPG die Notwendigkeit 
einer abgestimmten Kalkulationsgrundlage für diesen Bereich gesehen wurde. 
 
Im Jahr 2013 konnten sich SPG und Kostenträgern auf ein abgestimmtes Kalkulations-
schema für die Vergütungsverhandlungen im Bereich der Kurzzeit- und Teilstationären 
Pflege verständigen. Grundlage bildet das für den Vollstationären Bereich zwischen SPG 
und Kostenträgern vereinbarte Kalkulationsschema, welches im Hinblick auf die kurzzeit- 
und tagespflegspezifischen Besonderheiten modifiziert wurde.  
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IV. Altenpflegeausbildung und Fachkräftesituation 
 
1. Altenpflegeausbildung und Personalgewinnung 
 
Mit ca. 560 neu abgeschlossenen Ausbildungsverträgen und mehr als 1.100 Auszubildenden 
insgesamt wurde im Ausbildungsjahr 2013/14 ein zahlenmäßiger Höchststand erreicht. Das 
von der SPG im Jahr 2009 formulierte Ziel einer Verdopplung der Ausbildungsplatzzahlen 
gegenüber dem langjährigen Jahresdurchschnitt konnte somit deutlich übertroffen werden. 
Nach Überzeugung der SPG hat zu dieser Entwicklung neben der kontinuierlichen Image-
werbung auch die Einführung des umlagefinanzierten Systems der Altenpflegeausbildung 
beigetragen. 
 
Neben der Steigerung der Ausbildungsplatzzahlen wurde als weiterer Baustein der 
Fachkräftesicherung die Reaktivierung von Wiedereinsteiger/innen in Angriff genommen. 
Nach Überzeugung der SPG stellt die Gruppe der berufs- und lebenserfahrenen 
Pflegekräfte, die zur Zeit in der Regel aus familiären Gründen nicht im Beruf tätig sind, für die 
Einrichtungen ein unverzichtbares Potential dar. Auf diese Zielgruppe bezogen hat eine vom 
Ministerium moderierte AG mit technischer Unterstützung durch die Werbeagentur HDW 
eine Broschüre „Reaktivierung von Pflegekräften“ konzipiert, die im Frühjahr 2014 
erscheinen wird. 
 
 
2. Evaluation des Curriculums sowie der Strukturen in der Altenpflege- 

sowie Altenpflegehilfeausbildung 
 
Bereits im Jahr 2012 hat die SPG gegenüber dem Ministerium angeregt, sowohl das 
schulische als auch das betriebliche Curriculum in der Altenpflege- sowie in der Altenpflege-
hilfeausbildung daraufhin zu überprüfen, inwieweit dieses den Anforderungen an die 
Qualifikation von Altenpflegefach- sowie -hilfskräften 10 Jahre nach dem Inkrafttreten des 
Altenpflegegesetzes noch gerecht wird.  
 
Im Herbst 2012 hat das Ministerium dieser Anregung Rechnung getragen und die HTW mit 
der Evaluation beauftragt. Die SPG ist in der vom Ministerium moderierten 
Steuerungsgruppe vertreten; die Rückkopplung der Ergebnisse durch die HTW erfolgte 
Anfang 2014. 
 
Die SPG wird die Ergebnisse hinsichtlich des sich jeweils für die Einrichtungen, die 
Altenpflegeschulen sowie das Ministerium ergebenden Handlungsbedarfs auswerten und 
entsprechende Maßnahmen vorschlagen. 
 
 

V. Übergreifender Bereich 
 
1. Mitwirkung der SPG am vom Ministerium initiierten „Pflegedialog“ 
 
Der vom Ministerium als Reaktion auf die Vorkommnisse in einem Pflegeheim im Spiesen-
Elversberg im Sommer 2012 initiierte Pflegedialog wurde auch im Jahr 2013 fortgeführt. Die 
SPG hat ihren Sachverstand in alle Arbeitsgruppen eingebracht. 
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2. Begleitung des laufenden Gesetzgebungsverfahrens auf Landesebene 
 
Auch im Jahr 2013 hat sich die SPG an der Kommentierung des laufenden Gesetzgebungs-
verfahrens beteiligt. Insbesondere wurde die Heimmitwirkungsverordnung von der SPG im 
Rahmen der externen Anhörung unter fachlichen Gesichtspunkten kommentiert.  
 
 
3. Errichtung einer Pflegekammer im Saarland 
 
Vor dem Hintergrund der in nahezu allen Bundesländern kontrovers geführten Diskussion 
über die Errichtung einer Pflegekammer hat Minister STORM im Mai 2013 zu einem ersten 
„Runden Tisch Pflegekammer Saarland“ eingeladen. Die SPG hatte bereits im Vorfeld den 
internen Meinungsbildungsprozess intensiviert; als Ergebnis dieses Meinungsbildungspro-
zesses wurde deutlich, dass innerhalb der Mitgliedsverbände der SPG keine eindeutige 
Position für bzw. gegen eine Pflegekammer gefunden werden kann. Es besteht 
Einvernehmen darüber, dass nach wie vor in mehreren Feldern Regelungsbedarf besteht; 
kein Konsens konnte jedoch hinsichtlich der Frage gefunden werden, ob zur Erledigung 
dieses Handlungsbedarfs zwingend eine Pflegekammer notwendig ist.  
 
Hinsichtlich des noch unerledigten Regelungsbedarfs haben insbesondere die Erfahrungen 
aus dem „Pflegeskandal“ im Sommer 2012, aber auch vermehrt aufgetretene Probleman-
zeigen seitens der Einrichtungsträger einen Bereich als besonders dringlich herausgestellt: 
So zeigt sich die dringende Notwendigkeit, die rechtlichen sowie institutionellen Voraus-
setzungen dafür zu schaffen, dass eine Beschäftigung von für die Pflege ungeeigneten 
Mitarbeitern verhindert wird. Nach dem derzeitigen Sachstand erfolgt weder eine 
Registrierung von für die Pflege offensichtlich ungeeigneten Kräften noch ein Aussprechen 
von Berufsverboten für derartige Kräfte. Die SPG hat die Problematik gegenüber dem 
Ministerium vorgetragen und wird im Rahmen einer Fachtagung im Jahr 2014 eine juristische 
Aufarbeitung vornehmen. 
 
 
4. „Imagekampagne Pflege“  
 
Im Jahr 2013 wurde unter Beteiligung der SPG, der SKG sowie des Landespflegerates mit 
Unterstützung der Werbeagentur HDW die Imagekampagne „Wertvolles Pflegen“ gestartet. 
Ziel war es, „der Pflege ein Gesicht zu geben“ und den Beruf in der Öffentlichkeit in einem 
positiven Licht darzustellen.  
 
Die Kampagne wird auch im Jahr 2014 fortgesetzt; große Bedeutung kommt dabei dem 
„Tag der wertvollen Pflege“ am 18. Mai 2014 zu, an welchem sich 130 Stationäre sowie 
Ambulante Einrichtungen beteiligen werden.  
 
 
5. Beteiligung am SZ-Lesertelefon 
 
Auch im Jahr 2013 beteiligte sich die SPG an dem im Jahr 2005 von der Saarbrücker 
Zeitung in Kooperation mit der Verbraucherzentrale des Saarlandes eingerichteten 
„Lesertelefon“. Acht Jahre nach Einrichtung des SZ-Lesertelefons ist festzustellen, dass das 
Informationsbedürfnis der Bevölkerung in Bezug auf Fragen der Pflegeversicherung 
ungebrochen groß ist.  
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6. Mitwirkung der SPG im MRSA-Netzwerk 
 
Im Jahr 2010 wurde auf Initiative des saarländischen Gesundheitsministeriums gemeinsam 
mit der Uni Homburg sowie weiteren Akteuren das „MRSA-Netzwerk“ gegründet. Ziel des 
Netzwerks ist neben einer Gewinnung von validem Datenmaterial auch die Sensibilisierung 
der Betroffenen für die MRSA-Problematik. 
 
Nachdem zunächst ein Hygieneplan für den Ambulanten Bereich erarbeitet und zur 
Anwendung empfohlen wurde, startete die Uni Homburg im Jahr 2013 eine MRSA-
Prävalenzstudie in den Stationären Altenhilfeeinrichtungen. Die SPG sieht diese Studie als 
Möglichkeit, erstmalig auf der Grundlage einer wissenschaftlich-methodisch korrekten 
Vorgehensweise belastbares Datenmaterial über die MRSA-Problematik in den Stationären 
Altenhilfeeinrichtungen zu erhalten; vor diesem Hintergrund wurde die Uniklinik Homburg bei 
der Durchführung der MRSA-Prävalenzstudie von der SPG im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
unterstützt.  
 
 
Saarbrücken, den 16. April 2014 
 
 
 
 
 
 
_______________________     ___________________________ 
         Der Vorsitzende      Die Geschäftsführung 


